
Kolonialisierung in 
 Griechenland
Berlin. Der griechische In-
frastrukturminister Christos 
Spirtzis hat die geplante Priva-
tisierung von 14 Flughäfen sei-
nes Landes an die Frankfurter 
Fraport AG und die Copelouzos 
Group mit Kolonialpolitik 
verglichen. Athen solle »14 ge-
winnbringende Flughäfen ver-
kaufen und die anderen 30 Flug-
häfen, die keinen Gewinn ma-
chen und subventioniert werden 
müssen, bleiben beim griechi-
schen Staat«, sagte Spirtzis dem 
ARD-Magazin Monitor. »Das 
passt eher zu einer Kolonie als 
zu einem EU-Mitgliedsland.« 
Die Lufthansa Consulting, die 
den griechischen Privatisie-
rungsfonds HRADF im Bie-
terprozess beraten hat, erklärte 
Monitor, dass bei dem Geschäft 
»von einer wirtschaftlichen Lu-
krativität ausgegangen werden« 
könne.   (dpa/jW)

 

Bürgermeister von New 
York knickt vor Uber ein
New York. Am Mittwoch distan-
zierte sich der Stadtrat New 
Yorks von seinen Plänen, dem 
Fahrdienstanbieter Uber für 
ein Jahr lang nur ein Wachstum 
um ein Prozent zu erlauben. 
Uber hatte Bürgermeister Bill 
de Blasio vorgeworfen, er wolle 
10.000 Jobs vernichten und 
den von Taxis vernachlässigten 
Bezirken wichtige Dienstlei-
stungen vorenthalten. Das 
Stadtoberhaupt sei von den 
Taxiverbänden gekauft. In 
New York sind nach Angaben 
des Unternehmens schon rund 
20.000 Autos für Uber unter-
wegs – das sind mehr als die 
13.587 Taxis in der Stadt. Über 
eine Smartphone-App vermittelt 
Uber Reisende an Privat- und 
Taxifahrer. Dafür muss das Un-
ternehmen keine Sozialabgaben 
zahlen.   (AFP/jW)

Wal-Mart übernimmt 
Onlinehändler in China
San Francisco. Der US-Super-
marktriese Wal-Mart über-
nimmt den chinesischen Online-
händler Yihaodian. Wal-Mart 
war bisher zu 51 Prozent an dem 
Unternehmen beteiligt und gab 
am Mittwoch bekannt, nun auch 
die restlichen Anteile vom Ver-
sicherer Ping An und den Yihao-
dian-Gründern übernommen zu 
haben. Angaben zum Kaufpreis 
machte Wal-Mart nicht. Yihao-
dian wurde 2008 gegründet und 
hat nach eigenen Angaben mehr 
als acht Millionen Artikel im 
Sortiment.   (AFP/jW)

Ein Ethnozidvorwurf im Zusam-
menhang mit dem im brasilia-
nischen Amazonas-Regenwald 

entstehenden Wasserkraftwerk »Belo 
Monte« hat den Blick auf eine Reihe 
grundsätzlicher Aspekte der Streitig-
keiten und Konflikte gelenkt, die von 
Megastaudammplänen und –projekten 
ausgelöst werden. Wie Thaís Santi, 
Staatsanwältin von Altania, erklär-
te, wird man in den nächsten Wochen 
rechtliche Schritte gegen die Belo-
Monte-Betreiberfirma Norte Energía 
einleiten. Das Unternehmen wird be-
schuldigt, dem Widerstand indigener 
Wasserkraftwerkgegner mit Initiativen 
begegnet zu sein, die eine Klage wegen 
Ethnozids rechtfertigten.

»Das wird auf jeden Fall ein innova-
tiver Rechtstreit werden«, kommentier-
te der Guaraní Wilson Matos da Silva, 
ein im westbrasilianischen Dourados 
praktizierender Anwalt, das anstehende 
Verfahren. Wie er erklärte, gibt es in 
seinem Land bislang Ethnozid nicht als 
Straftatbestand. Unter dem Begriff ver-
steht man die Vernichtung einer Spra-
che, Religion oder Kultur, ohne dabei 
die Sprecher, Gläubigen oder Kultur-
träger – im Gegensatz zum Völkermord 
(Genozid)  – physisch zu vernichten. 
Der Vorwurf des Ethnozids wird be-
reits seit einiger Zeit von Anthropolo-
gen und Juristen auf internationalen 
Foren diskutiert. Der neue Vorstoß in 
Brasilien sei in dieser Hinsicht eine 
lobenswerte Initiative, betonte Matos 
da Silva.

Bisher ist es der Staatsanwaltschaft 
trotz 22 laufender Gerichtsverfahren 
nicht gelungen, die Einstellung der 
Bauarbeiten für das Kraftwerk am Rio 
Xingú, das 11.233 Megawatt Strom ge-
nerieren soll, zu erreichen. Wohl aber 
konnte die Betreiberfirma zur Einhal-
tung einiger Umweltauflagen genötigt 
werden. So musste sie der indigenen 
Gemeinde Juruna nach Protesten gegen 
die durch die Bauarbeiten entstandene 
Lärmbelästigung ein Stück Land als 
Pufferzone dazukaufen.

Dem Sozioökologischen Institut 
(ISA) zufolge, das im Xingú-Becken 
aktiv ist, blieben viele der 40 Auflagen, 
die im Vorfeld der Ausschreibung im 

Jahre 2010 festgelegt worden waren, 
bisher unerfüllt. Ebensowenig habe 
sich die Betreiberfirma an die 31 Bedin-
gungen gehalten, die indigene Rechte 
beträfen. Dazu gehöre die Verpflich-
tung, den Schutz indigener Territorien 
zu gewährleisten. Wie sich aber heraus-
gestellt habe, hätten die Bauarbeiten 
am Staudamm zu einer Zunahme des 
illegalen Holzeinschlags und der Wil-
derei durch Außenstehende geführt.

Norte Energía hingegen wendet ein, 
68 Millionen US-Dollar in Maßnah-
men investiert zu haben, von denen 
3.000 Menschen in 34 Dörfern und 
elf indigenen Territorien im Einzugs-
gebiet des Staudamms profitieren. So 
seien bis April dieses Jahres 711 neue 
Wohneinheiten, 578 Motorboote, 42 
Landfahrzeuge, 98 Stromgeneratoren 
und 2,1 Millionen Liter Treibstoffe und 
Schmiermittel bereitgestellt worden.

»Die indigenen Gemeinden sind un-
zufrieden, weil das Projekt nur teilweise 
umgesetzt wurde. Von den 34 verspro-
chenen Basisgesundheitszentren ist bis-

her keines in Betrieb«, sagte Francis-
co Brasil de Moraes, stellvertretender 
Koordinator der staatlichen Behörde, 
die für den Schutz der indigenen Völ-
ker zuständig ist (Fundação Nacional 
do Índio, FUNAI). Die versprochene 
Finanzierung von Projekten zur Ernäh-
rungs- und Einkommenssicherung sei 
ebenso ausgeblieben wie die zugesagte 
technische Hilfe für Kleinbauern.

Doch das, was Norte Energía den Vor-
wurf des Ethnozids eingebracht hat, be-
zieht sich auf Maßnahmen, die noch vor 
dem verzögerten Start aller laufender 
Projekte durchgeführt wurden und mit 
dem sogenannten Basisumweltplan  – 
Indigene Komponente (Plan  Básico 
Ambiental  – Componente Indígena) 
zusammenhängen. 24 Monate lang, bis 
September 2012, hatte das Konsortium 
einen sogenannten Nothilfeplan umge-
setzt, der die 34 Dörfer mit angeblich 
lebenswichtigen Gütern im Wert von 
9.600 US-Dollar (etwa 8.700 Euro) pro 
Monat und Dorf versorgte. Die Folge 
war laut ISA ein erhöhter Konsum wei-

terverarbeiteter Nahrungsmittel und 
Getränke wie Limonaden, der die Man-
gelernährung von Kindern verstärkte 
und die Gesundheit und Ernährungssi-
cherheit der indigenen Gemeinschaften 
unterminierte, weil diese ihre landwirt-
schaftlichen Aktivitäten, Fischerei und 
Jagd infolge des Programms vernach-
lässigten. Zudem wurden Dorfgemein-
schaften gespalten und die Autorität 
lokaler Führer geschwächt, ist aus dem 
Büro der Staatsanwaltschaft zu hören.

Doch aus einer Stellungnahme von 
Norte Energía geht hervor, dass der 
sogenannte Notfallplan eine Idee von 
FUNAI gewesen sei, die auch die mo-
natlichen Beträge festgelegt habe. »Die 
Gelder wurden in die Ethnoentwick-
lung inklusive den Kauf von landwirt-
schaftlichen Gerätschaften, den Bau 
von Bootsanlegern und die Verbesse-
rung der Zubringerstraßen zu den Dör-
fern über eine Gesamtlänge von 470 
Kilometern investiert«, heißt es. Das 
Unternehmen habe zudem 23 neue FU-
NAI-Arbeitsstellen finanziert.

Wider die Hegemonie
Brasilien: Staudammpläne am Rio Xingú werden trotz zahlreicher Verfahren weiter 
 fortgesetzt. Nun auch mögliche Klage wegen Ethnozids im Raum. Von Mario Osava/IPS

Den indigenen Gemeinden am Rio Xingú wurden für den Staudamm Zusagen gemacht, die kaum umgesetzt wurden

R
IC

A
R

D
O

 M
O

R
A

E
S

/R
E

U
T

E
R

S

Frankreich krempelt sein Ener-
giesystem um. Am Mittwoch 
hat die Nationalversammlung 

in Paris endgültig das Gesetz über 
die nationale Energiewende beschlos-
sen. Der Anteil der Atomkraft an der 
Stromversorgung soll zurückgefahren 
werden, der Ausstoß von Treibhausga-
sen soll drastisch sinken, und erneuer-
bare Energien sollen stärker genutzt 
werden.

Das Gesetz wird auch als ein politi-
sches Zeichen vor der Pariser Klima-
konferenz Ende des Jahres gesehen. 
Umweltministerin Ségolène Royal 
sagte, das Gesetz sei das »ehrgeizigste 
in Europa«. Bis 2050 sollen in dem 
Land 75 Prozent weniger Kohlendi-
oxid ausgestoßen werden als im Ver-
gleichsjahr 1990.

Derzeit werden in Frankreich drei 
Viertel des Stroms von Atomkraftwer-

ken geliefert. Besonders umstritten 
war dann auch das Ziel der Regierung: 
Der Anteil des Atomstroms am natio-
nalen Energiemix soll in den näch-
sten zehn Jahren auf die Hälfte fallen. 
Die Konservativen hatten im monate-
langen Streit über diesen Passus vor 
steigenden Energiepreisen gewarnt, 
und die Atomlobby wies zusätzlich 
stets darauf hin, dass der Ausstoß von 
Treibhausgasen ohne die »CO2-arme« 
Atomkraft nicht wirkungsvoll zu sen-
ken sei. Wie genau nun das Ziel er-
reicht werden soll, regelt das Gesetz 
allerdings nicht.

Umweltschutzgruppen wie Green-
peace befürchten daher, dass der Tei-
lausstieg ins Stocken geraten könnte. 
Ob ihre Befürchtungen gerechtfertigt 
sind, ist fraglich. Denn auch in Frank-
reich wurden in der Vergangenheit die 
Stimmen lauter, die Zweifel an der 

Atomkraft als wirtschaftlich tragfähi-
ger Zukunftstechnologie anmeldeten. 
Bereits 2022 werden 22 der 58 fran-
zösischen Reaktoren die auf 40 Jahre 
begrenzte Laufzeit erreichen. Zwar 
will der staatlich kontrollierte Strom-
konzern EDF die Laufzeiten auf 50 
bis 60 Jahre verlängern lassen, aber 
die wirtschaftlichen Probleme beste-
hen weiterhin fort: Allein für Instand-
haltung und Modernisierung muss der 
Konzern bis 2025 über 55 Milliarden 
Euro aufbringen, und das in einem 
wirtschaftlich immer schwieriger wer-
denden Marktumfeld.

Angesichts der veralteten Anlagen 
hatte Royal laut Welt online noch im 
Januar klargestellt, dass »der Bau 
einer neuen Generation von Reakto-
ren geplant« werden müsse. Welche 
damit gemeint sein könnten, ließ sie 
offen. Um die Klimaziele zu errei-

chen, will die französische Regierung 
beispielsweise die Gebäudesanierung 
vorantreiben und Elektroautos för-
dern. Werden Fassaden und Dächer 
renoviert oder wird das Haus umge-
baut, muss künftig der Wärmeschutz 
deutlich verbessert werden. Bis 2050 
soll der Energieverbrauch der fran-
zösischen Immobilien um die Hälfte 
sinken.

Das Bündnis von Umwelt- und Ver-
braucherverbänden »Effizienzwende« 
rief die Bundesregierung nach der 
Abstimmung am Mittwoch auf, dem 
französischem Vorbild beim Thema 
Energieeffizienz zu folgen. Das Ziel 
entspreche zwar dem deutschen, aber 
»im Gegensatz zu Frankreich seien 
Deutschlands Energieeinsparziele aus 
dem Energiekonzept von 2010 nicht 
rechtlich bindend«.

 Bernd Müller

Energiewende in Frankreich
Atomenergie soll heruntergefahren und Energieverbrauch bis 2050 halbiert werden
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